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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Kassenzuständigkeit der Knappsdiaftsrentner 

(Antrag der Abgeordneten Müller (Remscheid), 

Dr. Burgbacher und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Der Bezug einer Rente aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung hat nach der derzeitigen gesetzlichen Regelung zur 
Folge, daß der Berechtigte als Rentner in der knappschaftlichen 
Krankenversicherung pflichtversichert ist, auch wenn er zuvor 
einer anderen gesetzlichen Krankenkasse (RVO-Kasse, Ersatz- 
kasse) angehört hat. Diese Regelung, die in vielen Fällen (Wan- 
derversicherte) einen Wechsel der Krankenkasse und wegen des 
Sprengelarztsystems in der Regel mit einem erzwungenen Arzt- 
wechsel und einer nicht unwesentlichen Einschränkung des 
Rechts der freien Arztwahl verbunden ist, wird von den Betrof- 
fenen als ungerecht angesehen. Sie fordern eine Gleichstellung 
der Knappschaftsrentner mit den Rentnern in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten, die sich bei der Kran- 
kenkasse als Rentner versichern lassen können, denen sie vor 
dem Rentenbezug angehört haben. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf bezweckt eine Gleichstellung der Knapp- 
schaftsrentner mit den Rentnern in der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten hinsichtlich der Wahl der Kran- 
kenkasse beim Eintritt ins Rentenalter. Flierzu wird den neuen 
Knappschaftsrentnern die Möglichkeit eröffnet, sich in der Kran- 
kenkasse zu versichern, der sie vor dem Bezug der Rente an- 
gehört haben. Knappschaftsrentnern, die entsprechend der bis- 
herigen Regelung sich in der knappschaftlichen Krankenver- 
sicherung versichern mußten, können innerhalb einer gewissen 
Frist zu der Krankenkasse überwechseln, der sie vor Eintritt des 
Rentenfalls zuletzt angehört hatten. 

C. Alternative 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Müller (Remscheid), Dr. Burgbacher 
und Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Kassenzuständigkeit der Knappschaftsrentner 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

In § 165 Abs. 1 Nr. 3 Reichsversicherungsordnung 
wird das Wort „oder" durch ein Komma ersetzt und 
nach den Worten „Rentenversicherung der Ange- 
stellten" eingefügt „oder die Voraussetzungen für 
den Bezug einer Knappschaftsrente oder eines 
Knappschaftsruhegeldes aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung erfüllen und diese Rente bean- 
tragt haben." 

Artikel 2 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „wenn" 
die Worte „sie als Mitglied oder als Familien- 
angehöriger zuletzt in der knappschaftlichen 
Krankenversicherung versichert waren und" 
eingefügt. 

b) Folgender Absatz 1 a wird eingefügt: 

„(1 a) Die in Absatz 1 bezeichneten Perso- 
nen können, wenn sie zuletzt nicht Mitglied 


der knappschaftlichen Krankenversicherung 
waren, innerhalb von drei Monaten ab Stel- 
lung des Rentenantrages die Mitgliedschaft 
in der knappschaftlichen Krankenversiche- 
rung beantragen. Die Mitgliedschaft beginnt 
mit der Stellung des Rentenantrages." 


2. In § 120 wird folgender Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Für Personen, die Rente von der Bundes- 
knappschaft erhalten und nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 
der Reichsversicherungsordnung versichert sind, 
hat die Bundesknappschaft Beiträge zu entrich- 
ten, wie sie für einen Versicherten, der eine 
Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter 
erhält, zu zahlen sind. § 381 Abs. 4 der Reichs- 
versicherungsordnung findet entsprechende An- 
wendung. " 

Artikel 3 

Übergangsregelung 

(1) Wer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes als 
Rentner nach § 19 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der knappschaftlichen Krankenversicherung ver- 
sichert ist, kann innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Mitgliedschaft bei 
der Krankenkasse, See-Krankenkasse oder Ersatz- 
kasse beantragen, bei der er vor Stellung des Ren- 
tenantrages zuletzt Mitglied war, § 257 a der Reichs- 
versicherungsordnung findet Anwendung. 
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(2) Die Mitgliedschaft nach Absatz 1 beginnt am 
1. des auf den Eingang des Antrages folgenden Mo- 
nats. Bis dahin bleibt sie bei der knappschaftlichen 
Krankenversicherung bestehen. 


Artikel 4 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 2 


Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 10. Februar 1971 


Müller (Remscheid) 

Dr. Burgbacher 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Rentner in der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten sind grundsätzlich bei der Kasse kran- 
kenversichert, der sie vor Bezug der Rente angehört 
haben. Dagegen gehören Knappschaftsrentner der 
knappschaftlichen Krankenversicherung an ohne 
Rücksicht darauf, ob sie vor Bezug der Knappschafts- 
rente bei einer anderen Kasse Mitglied waren. Das 
hat zur Folge, daß jeder, der in seinem Arbeitsleben 
wenigstens fünf Jahre lang in der knappschaftlichen 
Rentenversicherung versichert war, beim Eintritt ins 
Rentenalter zur knappschaftlichen Krankenversiche- 
rung überwechseln muß. Die Neuregelung bezweckt 
in diesem Punkt eine Gleichstellung der Knapp- 
schaftsrentner mit den Rentnern in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und Angestellten. 


Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Die Vorschrift eröffnet Knappschaftsrentnern den 
Zugang zu Krankenkassen und Ersatzkassen. So- 
weit Knappschaftsrentner auch nach der Neurege- 
lung in der knappschaftlichen Krankenversicherung 
versichert sind, weil sie als Aktive dort zuletzt ver- 
sichert waren, ist der Zugang zu den Krankenkassen 
und Ersatzkassen nicht eröffnet (vgl. § 165 Abs. 6 
Reichsversicherungsordnung) . 


Zu Artikel 2 Nr. i Buchstabe a 

Die Vorschrift stellt für die Zugehörigkeit zur 
knappschaftlichen Krankenversicherung darauf ab, 
ob der Knappschaftsrentner vor Eintritt in das 
Rentenalter zuletzt in der knappschaftlichen Kran- 
kenversicherung versichert war. 

Zu Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b 

Knappschaftsrentnern, die zuletzt nicht in der 
knappschaftlichen Krankenversicherung versichert 
waren, wird beim Eintritt in das Rentenalter die 
Möglichkeit eingeräumt, sich für die knappschaft- 
liche Krankenversicherung zu entscheiden. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 

Die Vorschrift regelt die Finanzierung der Kranken- 
versicherung von Knappschaftsrentnern, die in einer 
Krankenkasse oder Ersatzkasse versichert sind, ent- 
sprechend den allgemeinen Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung. 

Zu Artikel 3 

Knappschaftsrentnern, die entsprechend der bis- 
herigen gesetzlichen Regelung in der knappschaft- 
lichen Krankenversicherung versichert sind, obwohl 
sie vor Eintritt des Rentenfalls zuletzt einer Kran- 
kenkasse oder Ersatzkasse angehört haben, wird 
einmalig die Möglichkeit eingeräumt, zu ihrer alten 
Kass6 zurückzukehren. 
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